Bioenergiedorf GbR
Liefervereinbarung Landwirtschaft – Bioenergiedorf GbR (Stand: Okt. 2007)

___________________________________________________________________________________


Anlage 10 (Biomasseliefervertrag mit den Landwirten.doc)
Liefervertrag

Zwischen der Bioenergiedorf GbR (stellvertretend für die zukünftige noch zu gründende Betreibergesellschaft, im Folgenden Betreibergesellschaft genannt) und    

dem Landwirt / der Betriebsgemeinschaft (im folgenden Landwirt genannt)

Name: 
________________________________________________

Adresse:
________________________________________________

wird die folgende Liefervereinbarung geschlossen. 

1.  Gegenstand

Gegenstand der Vereinbarung ist die Bereitstellung von Energiepflanzen vom Acker oder Grünland (z. B. Wintergetreideganzpflanzen, Maisganzpflanzen) bzw. von Silagen aus Pflanzen vom Acker oder Grünland sowie von Wirtschaftsdünger für die Vergärung in der Biogasanlage im Dorf X. Der Vertrag regelt außerdem die Abnahme des Gärrestes von der Biogasanlage.

2.  Vertragsinhalt

2.1  Substratmengenregelung

Der Landwirt verpflichtet sich unter den nachfolgenden Bedingungen 

___________ t FM Maisganzpflanzen (ca. 45t/ha) oder 

___________ t FM Wintergetreideganzpflanzen (ca. 35 t/ha)

___________ t FM Grünlandgras 

mit einer Schwankungsbreite bei den Frischmasseerträgen bis zu 15 % 

und weiterhin

____________ m3 Rinder-/ Schweinegülle *

____________ t    Rinder-/Schweinemist *

bereitzustellen. 

* zutreffendes bitte unterstreichen

Nach Absprache mit der Betreibergesellschaft kann auch mehr Substrat als festgelegt bereitgestellt werden.
2.2  Laufzeit

Wird die Biogasanlage im Dorf gebaut, verpflichtet sich der Landwirt, für 10 Jahre die oben benannte Menge an Biomasse unter den nachfolgenden Bedingungen für die Biogasanlage anzubauen. Die Lieferverpflichtung verlängert sich jeweils um weitere fünf Jahre, wenn der Vertrag nicht ein Jahr vorher gekündigt wird.

Wird die Biogasanlage nicht gebaut, wird der Vertrag nichtig.

3.  Lieferverpflichtung 

In Absprache mit der Betreibergesellschaft muss der Landwirt voraussichtlich im Sommer 200X erstmalig Ganzpflanzen bereitstellen.

4.  Bereitstellung der Energiepflanzen und Vorrangbehandlung

Die Energiepflanzen können ab Feld bereitgestellt oder nach Absprache mit der Betreibergesellschaft durch die Landwirte selbst frei Silageplatte angeliefert werden. 

Die Abstimmung über den flächenmäßigen Umfang des Anbaus von Winterungen und Sommerungen und der einzelnen Kulturarten erfolgt jährlich mit der Betreibergesellschaft und werden in einem Anbauplan dokumentiert. 
5.  Vergütung nach Menge und Qualität

Die Vergütung der Biomasse erfolgt in Abhängigkeit vom Trockensubstanzgehalt des Grüngutes, der angelieferten Kulturart und der von jedem Landwirt angelieferten Menge. Bei Ackerkulturen und Grünlandgras ist ein Trockensubstanzgehalt von 28 bis 37 % anzustreben. 
Jede Lieferung von Frischmasse wird auf dem Anlagengelände der Betreibergesellschaft gewogen. Der Wiegenachweis enthält Daten des Fahrzeuges, des Landwirts, Datum, Uhrzeit und Gewicht der Ladung. Der Trockensubstanzgehalt der Frischmasse wird aus Stichproben ermittelt und ein Mittelwert über alle angelieferten Fuhren aus einer Erntekampagne gebildet. Auf diese Weise wird ausgeschlossen, dass Landwirte, deren Schläge innerhalb der Erntekampagne später abgeerntet werden, einen Nachteil haben. 

Die Trockensubstanzbestimmung und die Mengenerfassung erfolgt durch die Betreibergesellschaft. Die hierfür anfallenden Kosten trägt die Betreibergesellschaft.

6.  Ernte, Transport und Silierung

Ernte, Transport und Silierung werden von der Betreibergesellschaft in enger Absprache mit den Landwirten organisiert und durchgeführt. In Absprache mit der Betreibergesellschaft können die Landwirte sich an den Transporten und der Silierung beteiligen. Die Betreibergesellschaft hat durch Vertragsgestaltung mit dem Lohnunternehmer sicherzustellen, dass die Biomasse zum optimalen Erntezeitpunkt (Trockensubstanzgehalte zwischen 28 und 37 %) in Dorf x  bzw. Umland geerntet wird. 

7.  Preise für Biomassen vom Acker und Grünland 

Die Vergütungshöhe der einzelnen Substrate ergibt sich aus der Anlage 1 „Preisgleitklausel“. Der Preis für das Substrat wird an den Weizenpreis gebunden (Preisgleitklausel). Grundlage für den Weizenpreis ist die in der 37. Kalenderwoche des Jahres in der Land und Forst Niedersachsen (Grünes Blatt) unter Einkaufpreise des Handels und der Genossenschaften veröffentlichte durchschnittliche Weizennotierung für Futterweizen ab Hof. Sofern kein gewichteter Durchschnittspreis ausgewiesen worden ist, ist der Mittelwert der Preisspanne die Grundlage für den Weizenpreis.

Für die Preisberechnung im ersten Lieferjahr wird der für das Jahr ermittelte Weizenpreis zu Grunde gelegt. Im zweiten Jahr der Durchschnitt des laufenden Jahres und des Vorjahres (zweijähriger Durchschnitt). Ab dem dritten Jahr wird der Preisberechnung der Durchschnitt aus dem jeweils laufenden Jahr und den letzten zwei Vorjahren zu Grunde gelegt (dreijähriger Durchschnitt, abzüglich 18 Euro/t Händlerkosten, zuzüglich gültiger MWSt).

Bei Zahlung der ersten Rate für Wintergetreideganzpflanzen wird vorerst der Vorjahrespreis herangezogen. Die Verrechnung beziehungsweise Nachzahlung der Differenz zu dem Preis für das laufende Jahr erfolgt mit der zweiten Rate.

Der ermittelten Biomassepreise beziehen sich auf die Bereitstellung ab Feld. 

Die Preisgleitklausel gilt in einem nach unten und oben begrenzten Korridor von 9,00 und 16,50 Euro für den Weizenpreis. 

8.  Lieferkonditionen für die Anlieferung von Gülle/Stallmist und Lieferumfang

Die Landwirte liefern den Wirtschaftsdünger kontinuierlich (nach Absprache mit der Betreibergesellschaft) an die Anlage. Der wirtschaftseigene Dünger wird nicht vergütet. Der Transport der Gülle bzw. des Stallmistes zur Anlage mit Transportfahrzeugen des Landwirts ist gemäß der jeweiligen Maschinenringsätze (derzeit ca. 60 Euro/h für einen 170 PS-Schlepper plus Fass) zu vergüten.

9.  Rücknahme des Gärrestes

Der Landwirt verpflichtet sich, entsprechend seines Lieferkontingentes an Gülle/Stallmist und Energiepflanzen, äquivalente Mengen an Gärrest zurückzunehmen und einer ordnungsgemäßen Düngung zuzuführen. Den Transport des Gärrestes auf die Flächen muss der Landwirt selbst organisieren. Der Zeitpunkt der Gärrestabnahme wird in Absprache mit der Betreibergesellschaft festgelegt.

Die Betreibergesellschaft lässt die Nährstoffgehalte des Gärrestes auf eigene Kosten einmal jährlich untersuchen und gibt die Ergebnisse an die Landwirte weiter.

10.  Nachwachsende Rohstoffe auf Stilllegungsflächen

10.1  Energiepflanzenprämie – Anbau auf stillgelegten Flächen

Die Zahlung der Energiepflanzenprämie und der Anbau von Energiepflanzen auf stillgelegten Flächen sind von der Mitwirkung der Betreibergesellschaft abhängig. Diese muss sicherstellen, dass sie die Verpflichtungen bezüglich Kautionen, Abgabe von Erklärungen, Anbau- und Abnahmeverträge nach Vorgaben der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) erfüllt; die Betreibergesellschaft trägt die hiermit verbundenen Kosten. Der Landwirt hat spätestens zwei Wochen vor Ablauf der Abgabefrist (z. Zt. 15. 5. für Mais und 15. 2. für Wintergetreide) der Betreibergesellschaft die erforderlichen Informationen zu übermitteln. Verstößt die Betreibergesellschaft gegen die hier beschriebenen vertraglichen Verpflichtungen, haftet sie für alle daraus entstehenden Schäden, es sei denn, der Landwirt ist seinen Informationspflichten nicht nachgekommen.

10.2  Sicherung des Nawaro-Bonus

Der Landwirt darf die gelieferte Biomasse nicht mit anderen Stoffen vermengen, deren Einsatz in der Biogasanlage zur Versagung des Nawaro-Bonus nach § 8 Abs. 2 EEG führt. Ebenso darf die Biomasse keiner weiteren als der zur Ernte, Konservierung oder Nutzung in der Biogasanlage erfolgten Aufbereitung oder Veränderung unterzogen sein.

11.  Zahlungsbedingungen

Der Anspruch auf Vergütung des vom Landwirt zu liefernden Substrates entsteht mit der Lieferung der Biomasse. Die Vergütung wird folgendermaßen vorgenommen:

Energiepflanzen: Auf der Basis der Biomassepreise des Vorjahres erfolgt die Bezahlung für ca. 50% der Biomasse spätestens 30 Tage nach Siloabdeckung (aber mindestens 15 Euro/t Frischmasse für Wintergetreideganzpflanzen und 12 Euro/t Frischmasse Maisganzpflanzen) , die Restzahlung erfolgt spätestens vier Monate nach Siloabdeckung. Eine auf Grund von veränderten Preisen evtl. notwendige Korrektur der Bezahlung der Biomasse (bei Über- bzw. Unterzahlung) erfolgt mit der ersten Bezahlung des Folgejahres (bei Kündigung entsprechend zu diesem Zeitpunkt).

Gülle/Stallmist: Die Bezahlung des Transportes der Gülle- bzw. Stallmistlieferungen erfolgt vierteljährlich.
12.  Leistungsstörungen

Sollten auf Grund von höherer Gewalt (Trockenheit, Sturm- und Hagelschäden, Wildschaden) - und damit nicht in der Verantwortung des Landwirts liegend -  geringere als die vereinbarten Mengen verfügbar sein, wird vom Landwirt keine Entschädigung oder Ersatzlieferung verlangt.

Sobald konkrete Anhaltspunkte für Mindererträge erkennbar sind, ist der Landwirt verpflichtet, die Betreibergesellschaft unverzüglich von dem Umfang der Ertragsminderung in Kenntnis zu setzen.

13.  Kündigung

Die Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund ist mit sofortiger Wirkung möglich. Dies ist der Fall, wenn:

· über das Vermögen einer Partei das Insolvenzverfahren eröffnet wird oder dieses mangels Masse abgelehnt wird,

· die ordnungsgemäße Erfüllung des Vertrages in Folge der Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage einer Partei ernsthaft gefährdet ist,

· wesentliche Verpflichtungen diese Vertrages trotz schriftlicher Abmahnung verletzt werden,

· der Landwirt während der Vertragslaufzeit verstirbt. Seine Erben sind dann berechtigt, das Vertragsverhältnis nach der Ernte der noch auf dem Feld stehenden Pflanzen aufzulösen.

Die Kündigung bedarf der Schriftform durch einen eingeschriebenen Brief und ist mit Zugang des Einschreibens wirksam.

14.  Weitere Regelungen

14.1  Verlängerter Eigentumsvorbehalt

Die verkaufte Ware bleibt bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises Eigentum des Landwirts. Die Betreibergesellschaft ist jedoch befugt, die Vorbehaltsware zu vergären und das Biomethan zum Zwecke der Strom- und Wärmeerzeugung in einem BHKW zu verbrennen. Die hieraus entstehenden Forderungen gegen Dritte tritt die Betreibergesellschaft anteilig im Voraus an den Landwirt ab, und zwar in Höhe des jeweiligen Rechnungswertes inklusive MWST.

Ungeachtet dieser Abtretung bleibt die Betreibergesellschaft weiterhin zur Einziehung der Forderungen berechtigt.

14.2  Rechtsnachfolge

Von einem Übergang des landwirtschaftlichen Betriebes im Rahmen der Rechtsnachfolge auf einen Dritten bleibt dieser Vertrag unberührt. Bei einer rechtsgeschäftlichen Überlassung des landwirtschaftlichen Betriebes ist der Landwirt verpflichtet, diese davon abhängig zu machen, dass der Übernehmer in die Rechte und Pflichten dieses Vertrages eintritt, und er hat die Pflicht, die Betreibergesellschaft mindestens 10 Wochen vor Übergabe darüber zu informieren.

Die Betreibergesellschaft ist berechtigt, sämtliche Rechte und Pflichten auf einen Rechtsnachfolger unverändert zu übertragen. Sie hat dies dem Landwirt sechs Wochen vor Übertragung anzuzeigen.

14.3  Mindesteinlage in die Betreibergesellschaft

Zur Finanzierung der Investition und um Mitbestimmung bei den weiteren Entscheidungen zu haben, tritt der Landwirt der zukünftigen, noch zu gründenden Betreibergesellschaft spätestens 2 Monate nach deren Gründung bei und beteiligt sich am Eigenkapital der Gesellschaft mit einer Einlage von mindestens 2500 Euro. Die Einlage stellt die Haftungsobergrenze für den Landwirt dar und berechtigt am wirtschaftlichen Ergebnis der zukünftigen Betreibergesellschaft (z.B. Dividende).

14.4  Schriftformerfordernis

Die Vereinbarung, Änderung und Ergänzung des Vertrages und seiner Anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.

15.  Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder unvollständig sein oder werden, so wird durch die Unwirksamkeit die Gültigkeit der übrigen Vereinbarungen nicht berührt. Im Falle einer unvollständigen Regelung soll die Lücke durch Auslegung des im Vertragstext niedergelegten Parteiwillens so geschlossen werden, wie dies dem wirtschaftlichen Zweck des Vertrages am ehesten entspricht.

16.  Rechtsverbindliche Unterschriften

Landwirt
Name

........................................................................................

Unterschrift:
........................................................................................

Bioenergiedorf GbR

Geschäftsführung:   ......................................................................................................

Ort, Datum  ………………......................

Anhang: Beispiel für eine Preisgleitklausel für die Biomassepreise (frei Feld) in einem nach unten und oben begrenzten Korridor für den Weizenpreis von 9,00 und 16,50 Euro.





Weizenpreis


in € / dt


( Netto )�
Relative


Veränderung�
Mais-GPS


(450 dt/ha)�in € / dt GPS


ab Feld�
Wintergetreide-GPS


(350 dt/ha)


in € / dt FM 


ab Feld�
Gras 


in € / dt FM


ab Feld�
�
�
�
Netto�
Brutto�
Netto�
Brutto�
Netto�
Brutto�
�
9,00�
69,2%�
1,52�
1,69�
1,64�
1,82�
1,18�
1,30�
�
9,50�
73,1%�
1,61�
1,78�
1,73�
1,92�
1,24�
1,38�
�
10,00�
76,9%�
1,69�
1,87�
1,82�
2,01�
1,31�
1,45�
�
10,50�
80,8%�
1,78�
1,97�
1,91�
2,11�
1,37�
1,52�
�
11,00�
84,6%�
1,86�
2,06�
2,01�
2,23�
1,44�
1,59�
�
11,50�
88,5%�
1,95�
2,15�
2,10�
2,32�
1,50�
1,66�
�
12,00�
92,3%�
2,03�
2,25�
2,19�
2,42�
1,57�
1,74�
�
12,50�
96,2%�
2,12�
2,34�
2,28�
2,52�
1,63�
1,81�
�
13,00�
100,0%�
2,20�
2,44�
2,37�
2,62�
1,70�
1,88�
�
13,50�
103,8%�
2,28�
2,53�
2,46�
2,72�
1,77�
1,95�
�
14,00�
107,7%�
2,37�
2,62�
2,55�
2,82�
1,83�
2,03�
�
14,50�
111,5%�
2,45�
2,72�
2,64�
2,92�
1,90�
2,10�
�
15,00�
115,4%�
2,54�
2,81�
2,73�
3,02�
1,96�
2,17�
�
15,50�
119,2%�
2,62�
2,90�
2,83�
3,13�
2,03�
2,24�
�
16,00�
123,1%�
2,71�
3,00�
2,92�
3,23�
2,09�
2,32�
�
16,50�
126,9%�
2,79�
3,09�
3,01�
3,33�
2,16�
2,39�
�
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